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Allgemeine Chronik

Wirtschaft

Geld, Währung und Kredit

Banken

Der Nationalrat drückte seinen Unmut über den Staatsvertrag grundsätzlicher aus. In
einem Ordnungsantrag forderte Caspar Baader (svp, BL) als Vertreter des
bonusablehnenden Lagers, dass vor dem Staatsvertrag  über zwei Ständeratsmotionen,
die eine Regelung der Bonusfrage verlangen, zu befinden sei. Nur seine eigene Fraktion
befürwortete geschlossen den Antrag. Ein Rückweisungsantrag Schelbert (gps, LU)
verlangte vom Bundesrat die Aufhebung der Unterscheidung zwischen Steuerbetrug
und Steuerhinterziehung auf dem Gesetzesweg sowie, damit einhergehend, die
Verpflichtung der Banken auf eine Weissgeldstrategie. Der von einer überwiegenden
Mehrheit der Grünen und einem Drittel der SVP-Fraktion gestützte Minderheitsantrag
wurde mit 131 zu 32 Stimmen abgelehnt. In der Detailberatung wurden die
Minderheitsanträge, die mit einer Ausnahme alle von Mitgliedern der SP-Fraktion
stammten abgewiesen. Ein Minderheitsantrag stellte sich mit der Forderung, in der
Referendumsfrage dem Ständerat zu folgen, gegen die nationalrätliche APK, die sich mit
dem Stichentscheid ihres Präsidenten für eine Unterstellung des Abkommens unter das
fakultative Staatsvertragsreferendum ausgesprochen hatte. Knapp, mit 97 zu 78
Stimmen, entschied der Nationalrat schliesslich im Sinn seiner Kommissionsmehrheit.
Für das Referendum stimmten grossmehrheitlich die SVP, die SP und die Grünen, wobei
12 der 21 Stimmenthaltungen auf das Konto der Sozialdemokraten gingen. Der nun
vorliegende Entwurf wurde in der Gesamtabstimmung mit 104 zu 76 Stimmen
verworfen, was faktisch Nichteintreten bedeutete. Die Ablehnung der Vorlage kam mit
den Stimmen der drei obgenannten Fraktionen zustande. Der Ständerat trat erneut
ohne Gegenvorschlag auf das Geschäft ein, wies alle Anträge von Links-Grün zurück und
genehmigte die Bundesratsvorlage diesmal mit 31 zu 9 Stimmen. Die nationalrätliche
AKP empfahl der grossen Kammer mit 14 zu 12 Stimmen erneutes Nichteintreten, was
das endgültige Aus der Vorlage bedeutet hätte. Der Rat folgte mit 132 zu 15 Stimmen,
dem Antrag der Kommissionsminderheit aus CVP und FDP, erneut in die Detailberatung
einzutreten. Die Mitglieder der SVP-Fraktion enthielten sich mehrheitlich der Stimme,
deren 12 standen aber auch für Nichteintreten. Die Linke wiederholte ihre
Minderheitsanträge der vorangehenden Detailberatung. Diese fanden im Rat erneut
keine Mehrheit und die Unterstellung des Vertrags unter das fakultative Referendum
hielt mit grossmehrheitlicher Unterstützung der SVP- und SP-Fraktionen sowie rund
einem Drittel der grünen Stimmen stand. 1

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 08.06.2010
SUZANNE SCHÄR

Nachdem der Nationalrat bereits 2013 zwei Motionen von SVP und Grünen zur
Aufspaltung von Grossbanken angenommen hatte, kamen die beiden Begehren 2014 in
die Kleine Kammer. Die Motion Baader (svp, BL) forderte etwas konkreter, dass das
Investmentbanking der Grossbanken von den für die Schweiz systemrelevanten
Funktionen zu trennen sei, während die Motion Schelbert (gp, LU) lediglich die nötigen
Schritte forderte, ein funktionales und territoriales Trennbankensystem einzuführen.
Der Bundesrat lehnte beide Begehren ab. Er verwies mitunter auf den Bericht der
Expertenkommission zur Grossbankenregulierung von 2010: Die Expertinnen und
Experten hatten damals ein Trennbankensystem wegen der Konzernhaftung als nicht
zielführend abgelehnt. Zudem erachtete die Landesregierung den 2011 eingeschlagenen
Weg der Grossbankenregulierung als ausreichend. Diese Meinung vertrat auch die
Mehrheit der ständerätlichen Wirtschafts- und Abgabekommission (WAK-SR), weshalb
sie dem Rat ebenfalls, wenn auch knapp mit 7 zu 6 Stimmen, Ablehnung beantragte.
Gleichzeitig mit der Beratung der beiden Motionen nahm die WAK-SR ein
Kommissionspostulat an (siehe unten), das vom Bundesrat, ähnlich dem 2013
überwiesenen Postulat Leutenegger Oberholzer (sp, BL) – dessen Bericht  im Rahmen
des Evaluationsberichts zur Grossbankenregulierung per Frühjahr 2015 erwartet wurde
– einen Bericht zum Trennbankensystem verlangte. Weil im Ratsplenum kein
Gegenantrag zum Kommissionspostulat vorlag, war bei den Beratungen der zwei
Motionen klar, dass das Postulat überwiesen werden würde, weshalb sich die
Polparteien für eine Sistierung der Motionen aussprachen. Es wäre unklug, vor dem zu
erwartenden Bericht bezüglich Trennbankensystem (der gebündelt mit der Evaluation
zur Grossbankenregulierung vorgelegt werden sollte) über die beiden Motionen zu
entscheiden, so die Begründung. Das Argument der Gegner einer Sistierung, wonach

MOTION
DATUM: 12.03.2014
FABIO CANETG
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durch eine Ablehnung der Motionen Rechtssicherheit geschaffen werden könnte,
liessen die Polparteien nicht gelten. Im Rahmen von weiteren, bis Ende 2014 im
Nationalrat (Erstrat) noch nicht behandelten Vorstössen zum Thema Aufspaltung von
Grossbanken wäre eine erneute Diskussion um ein Trennbankensystem sowieso nicht
zu vermeiden. Die Mehrheit im Plenum liess sich von dieser Argumentation nicht
überzeugen und lehnte den Sistierungsantrag mit 24 zu 16 Stimmen ab. Noch etwas
deutlicher (mit 25 zu 12 Stimmen) entschieden die Kantonsvertreter und
Kantonsvertreterinnen darauf, die beiden Motionen abzulehnen. 2

Das Kommissionspostulat, das Informationen bezüglich möglicher Massnahmen im
Bereich Trennbankensystem forderte, wurde im Rahmen der Beratungen zu den
Motionen Schelbert (gp, LU) und Baader (svp, BL) (siehe hier) erwartungsgemäss ohne
Gegenantrag überwiesen. Der entsprechende Bericht wurde für Frühjahr 2015 als
Bestandteil des Evaluationsberichts zur Grossbankenregulierung (dessen Erarbeitung
auf eine Bestimmung im 2011 überarbeiteten Bankengesetz zurückging) erwartet. 3

POSTULAT
DATUM: 12.03.2014
FABIO CANETG

Eine von der FDP-Liberalen-Fraktion eingereichte parlamentarische Initiative „Den
Verkauf von Bankkundendaten hart bestrafen“ wurde im Berichtsjahr 2014 erstmals
inhaltlich vom Parlament behandelt. Sie war 2010 eingereicht worden und hatte
während des Steuerdisputs mit Deutschland an politischer Bedeutung gewonnen. Die
Wirtschafts- und Abgabekommissionen (WAK) beider Räte hatten das Begehren bereits
2011 angenommen. Im Jahr 2013 hatte der Nationalrat zudem einer Fristverlängerung
bis Herbst 2015 zugestimmt. Der Nationalrat behandelte die Vorlage als Erstrat im
September 2014. Sie schlug die Ausdehnung des Personenkreises vor, der im
Zusammenhang mit dem Diebstahl von Bankkundendaten unter Strafe gestellt werden
sollte. Etwas genauer sollten auch Personen unter Strafe stehen, die Bankkundendaten,
die ihnen unter Verletzung des Bankkundengeheimnisses zugetragen worden waren,
weitergeben oder für sich selbst nutzen. Bisher waren einzig die Erstverletzer des
Bankkundengeheimnisses strafbar, nicht aber die Erwerber (und potenziellen
Weiterverkäufer) der Daten. Der Bundesrat unterstützte die vorgeschlagene Änderung,
mitunter mit dem Argument, dass die Weitergabe und Verwendung gestohlener
Bankkundendaten das Vertrauen in den Banken- und Finanzplatz Schweiz verletze. Er
erachtete die vorgesehene Regelung als geeignet, um eine abschreckende Wirkung auf
potenzielle Datenverkäufer zu entfalten. Die Ratslinke setzte sich im Nationalrat für
Nichteintreten ein. Sie argumentierte, dass unter dem künftigen Regime des
automatischen Informationsaustausches (AIA) kein Anreiz mehr bestünde,
Bankkundendaten zu stehlen und/oder diese weiterzugeben. Zudem sei die erwartete
Abschreckungswirkung eine „Wunschvorstellung“ (Louis Schelbert, gp, LU). Das
Ratsplenum liess sich von dieser Argumentation nicht überzeugen und stimmte
deutlich, mit 126 zu 57 Stimmen, für Eintreten. In der Detailberatung wurden keine
Minderheitsanträge mehr gestellt, weshalb sich der Nationalrat einstimmig für die
Annahme des Entwurfs aussprach. Im Dezember 2014 kam das Geschäft in den
Ständerat. Weil weder Nichteintretens- noch Minderheitsanträge vorlagen, passierte
die Vorlage auch in der Kleinen Kammer einstimmig. In den Schlussabstimmungen
wurde die verschärfte Handhabung im Zusammenhang mit dem Verkauf von
Bankkundendaten mit 137 zu 57 Stimmen (Nationalrat) und 40 zu 0 Stimmen bei 5
Enthaltungen (Ständerat) angenommen. 4

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 24.11.2014
FABIO CANETG
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